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Beilage zu Nr . 3 « der Karlsruher Zeitung.
Sonntag , S . Februar 1888 .

Badischer Landtag .

i: Karlsruhe , 3 . Febr. 23 . öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer unter dem Vorsitze des Präsidenten
Lamey-

(Ausführlicher Bericht, vergl . Nr . 35 unseres Blattes. )
Durch das Sekretariat gelangen zur Verlesung :
1 . Bitte der Gemeinden Riedheim, Mittelstenweiler ,

Homberg , Wittenhofen, Neufrach , Markdorf und Adels-
reuthe um Errichtung eines Amtsgerichts in Markdorf ;
übergeben von dem Abg . v . Schmidsfeld ;2. Vorstellung und Bitte der Schäfer in den Amtsbe¬
zirken Adelsheim , Buchen , Mosbach, Sinsheim und Tau¬
berbischofsheim um Abänderung des Gesetzes über die
Besteuerung der Hunde und der Vorschriften über die
Ausstellung von Wanderurkunden , übergeben vom Abg .
Klein - Wertheim;

3. Bitte der Gemeinde Neckargemünd um Wiederher¬
stellung des Amtsgerichts daselbst , übergeben vom Abg.Strübe ;

4 . Bitte des Gemeinderathes Prinzbach , Amts Lahr,um Abänderung des 8 57 des Gesetzes über den Elementar¬
unterricht.

Der Präsident macht sodann dem Hause Mittheiluug
1 . von einem Schreiben des Präsidiums der Hohen

Ersten Kammer, wonach von dieser die sämmtlichenNach¬
weisungen über die in den fahren 1885/86 eingegange¬
nen Staatsgelder und deren Verwendung für unbean¬
standet und die in den Jahren 1886/87 bewilligten Ad¬
ministrativkredite nachträglich genehmigt worden sind ;2 . von einer Zuschrift des Präsidenten des Großh.
Finanzministeriums , mit welcher derselbe die summarische
Nachweisung über den Fortgang des Eisenbahnbaues in
den Jahren 1886 87 und der hierauf verwendeten Mittel
nebst den zugehörigen Erläuterungen übersendet.

Abg . Fieser berichtigt sodann mit Eintritt in die
Tagesordnung einige Druckfehler in seinem Berichte.

Zu Tit. Vlll . Kultus, 865 : Dotation des Erzbisthums,
ergreift das Wort Abg . Marke , um in Erinnerung zu
bringen, daß auf Antrag der Budgetkoinmission im Jahre1874 diese Position gestrichen und der betreffende Betragmit 13 4M st . seit dem Jahre 1876 nicht mehr in An¬
forderung gebracht worden sei , und zwar wegen der da¬
maligen Nichtbesetzung des erzbischöflichen Stuhles ; wenn
auch seit der Wiederbesetzung desselben die Dotation

, wieder bewilligt und ausbezahlt werde, so müsse doch be¬
zweifelt werden , ob deren Entrichtung abhängig sei von
der budgetmäßigen Bewilligung . Da diese Tischgelder
nicht für die Person des jeweiligen Erzbischofs, sondern
für den erzbischöflichen Stuhl bestimmt seien , da es sich
um eine Pfründe und nicht um eine Art von Besoldung
handle , so könne die betreffende Summe auch nicht bei
einer Sedisvakanz zurückbehalten werden , sondern müsse
auch in diesem Falle zur Auszahlung gelangen ; nachdem
dies eine Reihe von Jahren hindurch nicht geschehen,
müsse dir Nachzahlung dieser Summe in Betracht kommen .
Redner weist darauf hin , daß in der gleichen Angelegen¬
heit das oberste Gericht in Hessen den Fiskus zur Aus¬
zahlung der Dotation an das Domkapitel Mainz verur -
theilt habe, und will hoffen , daß , nachdem Zeitungsnach¬
richten zufolge auch von Preußen Verhandlungen wegen
Nachzahlung früher gesperrter Gelder mit dem päpstlichen
Stuhle gepflogen würden, die Großh . Regierung auf et¬
waige Anträge und Wünsche der Freiburger Kurie nach
dieser Richtung eingehen , mit Wohlwollen und Billigkeit
näher treten und daß auch dieses Hohe Haus einer
etwaigen Nachforderung s . Zt . gleiches Wohlwollen ent¬
gegenbringen werde , umsomehr, als man bei der Grün¬
dung des Erzbisthums die Dotation keineswegs hoch be¬
messen und zudem eine Reihe von Stiftungen in dieselbe
einbezogen habe ; um die entschieden zu geringen Bezügeder Domkapitulare etwas erhöhen zu können und vielleicht
auch die Gründung einer eigenen Dompfarrei zu ermög¬
lichen, müsse auf die Rückerstattung der früher einbehal¬
tenen Summe großer Werth gelegt werden.

Abg . Kiefer bemerkt dem Vorredner , daß sein Ver¬
such, hier Stimmung zu machen durch den Borwurf, daß
früher ein Unrecht geschehen sei , das jetzt wieder gut ge¬
macht werden müsse, schwerlich ihm Früchte tragen werde;denn in Wahrheit könne von einem solchen Unrecht und
darum auch von einer Raparation desselben nicht die Rede
sein . Unter dem Tischtitel seien die Emolumente zu ver¬
stehen , welche der Bischof an die von ihm ordinirten ,aber noch nicht in den Besitz eines Benefiziums eingetrete¬
nen Priester verleihe; nachdem nun in Folge des Wider¬
standes der Kurie gegen die Staatsgesetze von den katho¬
lischen Kandidaten die Ablegung der staatlichen Prüfung
verweigert worden sei und solchen ordinirten Priestern eine
Pfründe nicht übertragen werden konnte , so sei mit gutem
Recht der landesherrliche Titel aufgehoben worden , aber
— und das müsse hervorgehvben werden — mit dem
ausdrücklichen Vorbehalt, denselben alsbald wieder zu ge¬
währen, sobald der Erzbischöfliche Stuhl ordnungsgemäßwieder besetzt sei.

Wirklicher Geheimerath Or. Nokk ist zur Beantwortungder hier angeregten Frage nicht vorbereitet , da er nicht
voraussehen konnte, daß sie heute würde zur Sprache ge¬
bracht werden , und muß sich daher auf die Treue seines
Gedächtnisses verlassen . So viel er sich erinnere , sei diese
Frage letztmals im Jahr 1881 erörtert worden , als es

sich um die Wiederbesetznng des Erzbischöflichen Stuhles
handelte; damals sei der Wunsch ausgesprochen worden,es möchten die seit denn Jahre 1875 eingestellten Do¬
tationen nachträglich ausbezahlt werden . Die Großh. Re¬
gierung habe , nach Redners Erinnerung , geantwortet , daßman ja noch eine Reihe von Jahren hindurch nach dem
Eintreten der Vakatur die Bezüge des Erzbischofs gewährt
habe, obwohl der Erzbischöfliche Stuhl nicht besetzt war,um dem Erzbischöflichen Jnterkalarfonddie für den Fall der
gewünschten Wiederbesetzung des Erzbischöflichen Stuhles
erforderlichen Mittel zu sichern. Als dann die Aussicht
auf baldige Erfüllung dieses Wunsches immer mehr ge¬
schwunden , sei die Zahlung der Dotation allerdings ein¬
gestellt, gleichzeitig aber auch von den Ständen ausdrück¬
lich anerkannt worden, daß im Falle der Wiederbesetzungdes Erzbischöflichen Stuhles die Großh . Regierung er¬
mächtigt sein solle, auch während des Laufes einer Budget¬
periode die Auszahlung der Dotation wieder eintreten zu
lassen . Was die Frage wegen Nachzahlung der während
mehrerer Jahre einbehaltenenBeträge anlange , so könne
eine solche nur in Frage kommen, wenn die Verpflichtung
zur Gewährung der Dotation als eine privatrechtliche
sich darstellen würde; sei dies nicht der Fall und diese Ver¬
pflichtung als eine auf dem öffentlichen Recht beruhende
aufzufassen , und zwar in der Weise , daß die Dotation
nur dem jeweiligen Erzbischöfe zustehe , so müsse letztere
demgemäß in Wegfall kommen, so lange der ErzbischöflicheStuhl unbesetzt sei , und könne auch von einer Nachzah¬
lung der während einer Sedisvakanz nicht zur Auszahlung
gelangten Beträge nicht die Rede sein ; wenn der HerrVorredner auf das Urtheil eines hessischen Gerichtshofesin der hier erörterten Frage Bezug genommen habe, so
stehe selbstverständlich auch Hierlands über die Frage, ob
die Verpflichtung zur Gewährung der erzbischöflichen Be¬
züge als eine privatrechtliche anznsehen sei, der Rechtsweg
offen . Seit dem Jahre 1881 sei übrigens die vorwürfige
Frage seitens des Erzbischöflichen Ordinariates amtlich
nicht mehr angeregt worden. Wenn der Herr Vorredner
die Nachzahlung der zurückbehaltenen Dotationsbeträge
auch zum Zwecke der Befriedigung kirchlicher Bedürfnisseals wünschenswerth bezeichnet habe , so scheine es richtiger,diese Angelegenheiten besonders und ohne Zurückgreifen
auf die früheren Streitfragen zu behandeln. Die Großh.
Regierung sei bereit, wenn solche Bedürfnisse wirklich vor¬
handen, die Mittel aber zu deren Befriedigung nicht ge¬
geben feien , nach dieser Richtung hin hervortretenden be¬
gründeten Wünschen nach Thunlichkeit gerecht zu werden.Ab . Marbe bemerkt dem Abg . Kiefer , daß er von
dem Inhalt und Zweck des sog. Tischtikels nicht die rich¬
tige Vorstellung habe , wenn er annehme, daß derselbeden Kandidaten zustehe, welche in St . Peter eintreten und
erst später in die kirchliche Praxis übergehen ; vielmehr
stehe der Titel nur dem Erzbischöfe selbst zu . Dem Herrn
Kultusminister gegenüber sei zu bemerken, daß allerdingsdie Dotation bis 1875 bezahlt wurde , von da an aber
sei sie eingestellt worden , und zwar, wie er nochmals wie¬
derhole, zu Unrecht , denn die Stelle , nicht der Inhaber
derselben , sei der Dotationsempfänger . Wenn auch fürden Austrag dieser Frage der Rechtsweg offen stehe, so
hoffe Redner doch, daß derselbe werde vermieden und eine
gütliche Verständigung hierüber zwischen der maßgebendenStaats - und Kirchenbehörde herbeigeführt werden können.Der Berichterstatter hat den Kommissionsberichtdes Abg . Huffschmid vom Jahr 1875 vor sich, in welchem
erstmals die Ststirung der Dotation beantragt wurde ;in demselben sei ausgeführt , daß die 13 4M fl . bisher
nicht als Pfründe ausgezahlt worden seien, daß ein Pri¬
vatrechtlicher Anspruch auf Gewährung der Dotation nicht
bestehe — bestünde ein solcher, so wäre er wohl nachRedners Meinung schon längst geltend gemacht worden.Die Kommission sei vielmehr zu der Ansicht gelangt , daßbei der Gründung des Erzbisthums und in der hierauf
bezüglichen päpstlichen Bulle „ proviäa solersquo « und
dem Breve „ ro saerg, " ein zweiseitiger , völkerrecht¬
licher Vertrag angenommen worden fei ; bei einem solchen
sei aber, wenn der eine Theil seinen Verpflichtungen
nicht Nachkomme , auch der andere Theil nicht mehr ge¬bunden ; von dem Tode des Erzbischofs Vicari an habeaber von Seiten der Kurie der Kampf begonnen, sie habe
die Wahl eines neuen Erzbischofs unmöglich gemacht,indem sie stets nur persooae minus gratao der Regie¬
gierung in Vorschlag gebracht und beansprucht habe, daß
letztere auch dann von der ihr zustehenden Befugniß , die
ihr nicht genehmen Personen zu streichen , nur insoweit
Gebrauch machen dürfe , vaß mindestens noch drei Per¬
sönlichkeiten zur Wahl übrig blieben . Habe man so die
Wiederbesetzung des Erzbischöflichen Stuhles thatsächlich
unmöglich gemacht, so habe auch die Mehrheit dieses
Hauses damals den Staat von seinen Verbindlichkeiten
entbunden erachtet in so lange, bis auch der andere Theil
sich bereit erkläre, feinen Vertragsverpflichtungen nachzu¬
kommen, und darum habe man bis zur Beendigung der
Sedisvakanz die Auszahlung der Dotation sistirt , nicht
aber letztere gestrichen, vielmehr anerkannt, daß dieselbe
sofort mit der Wiederbesetzung des Erzbischöflichen Stuh¬
les wieder ausgezahlt werden könne und solle . Wenn
der Herr Abg . Marke von kirchlichen Bedürfnissen ge¬
sprochen habe, welche durch die zurückzuzahlenden Sum¬
men befriedigt werden sollten, so werde für den Staat ,wenn die Kirche mit dahin gehenden Wünschen hervor¬

trete , es darauf ankommen , ob ein wirkliches Bedürfnis
vorliege und als solches gerechtfertigt werde ; die Prü¬
fung aber , ob dies der Fall , werde eine wohlwollende
fein, wenn erst einmal die Kirche sich entschließe, in un¬
gestörtem Rechtsfrieden mit dem Staate zu leben , seine
Gesetze ohne Rückhalt anzuerkennen und thatsächlich zu
befolgen ; daß es Redners Partei nicht an solcher wohl¬wollenden Gesinnung gegen die Kirche fehle, werde sie
noch auf diesem Landtage durch ihre Stellungnahme zuder Kirchensteuervorlage beweisen .

Abg. Betzinger : Die heute erörterte Frage sei aller¬
dings schon eine alte ; aber den Widerspruch , den Red¬
ners Partei schon 1872 , als die Sistirung der Dotation
beantragt wurde, erhoben habe , zu wiederholen , halte er
auch heute für seine Pflicht ; jene Sistirung sei mit Un¬
recht erfolgt , denn nicht der Person , sondern der Stelle
sei die Dotation gewidmet , und daher könne und müsse
dieselbe auch bei einer Sedisvakanz amassirt werden ;daß diese Auffassung die richtige , habe ja auch die Großh.
Regierung thatsächlich anerkannt , als sie noch einige
Jahre nach dem Tode des Erzbischofs Hermann die Do¬tation auszahlte ; wenn auch Ms die Vereinbarungen bei
der Gründung des Erzbischöflichen Stuhles hingewiesenworden sei, so hätte man auch nicht vergessen sollen, daß
nach denselben die Dotation in Grundstücken angelegt wer¬
den sollte; wäre dies geschehen , so würde die jetzt er¬örterte Frage nie entstanden fein . Redner hoffe , es
werde genügen , daß diese Angelegenheit heute angeregtwurde , den Austrag derselben werde man getrost der
obersten Kirchen - und Staatsbehörde überlassen können .

Abg. Kiefer : Der Abg . Marbe habe mit Unrecht die
von Redner gegebene Definition des Ausdruckes „ Tisch¬titel " bemängelt ; jedes Lehrbuch über Kirchenrecht könne
den Abg. Marbe belehren , daß mau allerdings unter
Tischtitel diejenigen Emolumente zu verstehen hat, welcheeinem Kleriker als Ersatz und an Stelle einer ihm noch
nicht zustehendeu Pfründe gewährt werden . Hier handlees sich aber um einen Staatsbeitrag zu den Bedürfnissendes Erzbischöflichen Stuhles, der sich als eine Art Besol¬
dung darstelle; eben deßwegen fei aber recht eigentlichan die Bewilligung dieser Dotation die Bedingung zu '
knüpfen, daß sie nur dann ausbezahlt werde , wenn eine
empfangsberechtigte Person, ein Erzbischof, vorhanden ist ;daß diese Verpflichtung zur Gewährung der Dotation
eine auf dem öffentlichen Recht beruhende sei, könne nichtwohl bestritten werden ; auch habe dieses Haus die Ver¬
bindlichkeit selbst niemals verneint, sondern , da dieselbe,wie schon mehrfach hervorgehoben , nur während der Be¬
setzung des erzbischöflichen Stuhles erfüllt werden müsseund könne , lediglich die Sistirung derselben während derDauer einer eingetretenen Sedisvakanz beschlossen ; voneiner Nachzahlung der s . Zt . Wirten Beträge könne da¬
her auch bei der zweifellos feststehenden rechtlichen Natur
jener Verbindlichkeit keine Rede sein.Der tz 65 wird hierauf genehmigt ; ebenso ohne Dis¬
kussion die 88 66- 68.

Zu 8 69 , Staatsbeitrag zur Deckung des Aufwandesfür die kirchlichen Bedürfnisse der Altkatholiken, gibt Abg .Betzinger namens seiner Parteifreunde die Erklärungab , daß sie in Uebereinstimmung mit ihrem Verhaltenin früheren Sessionen die Position nicht bewilligen können .
8 69 wird hierauf mit allen gegen 9 Stimmen an¬

genommen.
Zu 88 1 und 2 des außerordentlichen Etats , Aufbes¬serung gering besoldeter Kirchendiener , würde es Abg .Hennig für zweckmäßiger halten , wenn statt der jähr¬

lichen Staatszuschüsse die Pfründen selbst durch Ausstat¬tung mit entsprechenden Kapitalien aufgebessert würden ;da hierzu ein einmaliger Aufwand von etwa 3 Millionen
erforderlich wäre , so könnten nach Abzug der zur Ver¬
zinsung dieses Kapitals erforderlichen 120 OM M . von
den für jede der beiden christlichen Kirchen vorgesehenen
Staatszuschüssen von 200000 M . jährlich noch 80 OMMark zur Amortisation verwendet werden ; wie sehr eine
solche Maßregel , welche in verhältnißmäßig kurzer Zeitdie bisherigen Leistungen aus der Staatskasse ganz in
Wegfall bringen würde, im Interesse der Staatsfinanzen
gelegen wäre , läge auf der Hand.

Abg . Frider ich : Der Vorschlag des Vorredners be¬
ruhe insofern auf einem Jrrthume , als die fraglichen
Staatszuschüsse nicht als ständige Leistungen des Staates
zu betrachten seien, wie ja schon deren Aufnahme in den
außerordentlichen Etat darthue; denn die Möglichkeit feija nicht ausgeschlossen , daß einmal das Selbstbesteue¬
rungsrecht der Kirchen, mit welchem jetzt der Anfang ge¬macht werden solle, soweit werde ausgedehnt werden , daßdie bisherigen Zuschüsse aus der Staatskasse wegfallenkönnen. Endlich dürfe nicht außer Acht gelassen werden ,daß man bei Annahme des Vorschlags des Abg . Hennigkeinerlei Gewißheit haben würde , welche Verwendung vonder Kirche den ihr zuzuweisenden Kapitalien gegebenwerden möchte .

Dem Berichterstatter scheint es weniger darauf an¬
zukommen , ob die hier fraglichen Staatsbeiträge als
ständige oder unständige Ausgaben sich darstellen und
demgemäß im ordentlichen oder außerordentlichen Etat
erscheinen , ob die Kirchensteuer dieselben einmal entbehr¬
lich machen wird oder nicht, als vielmehr darauf, daß der
Staat seine Beitragsleistungen unbedingt von dem Maße
abhängig machen müsse , in welchem sich die Kirche mit



der Stellung und den Ansprüchen des modernen Staates
i« Einklang zeige ; wenn der Herr Abg . Hennig auch
die Gewährleistung für ein wirklich gutes und dauerndes
Berhältniß zwischen Staat und Kirche übernehmen wolle
und könne, so würde sich über seinen Vorschlag reden lassen .

Der außerordentliche Etat des Kultusbudgets wird
hierauf genehmigt .

Zu 8 78 , Universität Freiburg , ergreift das Wort
Abg . Marbe , um dem Wunsche Ausdruck zu geben , die
Großh . Regierung möge mit allen ihr zu Gebote stehen¬
den Mitteln darauf hinwirken , daß von Seiten der studi-
renden Jugend den philosophischen Studien mehr und
eifriger obgelegen werde als bisher , damit bei derselben
die Pflege des Idealen nicht noch weitere Einbuße er¬
leide ; verschiedene Erscheinungen im akademischen Leben
wie in der späteren beruflichen Thätigkeit der wissen¬
schaftlich Gebildeten ließen darauf schließen , daß hier
nicht Alles so beschaffen sei , wie es früher war und noch
sein sollte ; speziell über die heutigen Juristen führe man
mit Recht die Klage , daß sie zu ausschließlich privatrecht¬
lichen Studien sich zuwenden und für die Disziplinen
des Staatsrechts , der Rechtsphilosophie , des Naturrechts
u . s . w . allzu wenig Interesse bewiesen ; mehr als je sei
heute es geboten , für die Pflege des Idealen auch in der
Wissenschaft mit allen Mitteln zu wirken , damit die ma¬
terialistische Richtung nicht weiter um sich greife und mit
ihr schwere Gefahren für unser staatliches Gesellschafts¬
und Wirtschaftsleben . Darum könne man es nur freu¬
dig begrüßen , daß die Großh . Regierung beabsichtige,
zwei neue außerordentliche Professuren in der philoso¬
phischen Fakultät Freiburgs zu schaffen. — Redner
spricht sodann den Wunsch aus , es möge in der katho¬
lisch - theologischen Fakultät auch jüngeren Kräften der
Zugang ermöglicht werden , damit auch solche neben
den bewährten älteren Professoren eine fruchtbringende
Thätigkeit entfalten könnten . Die Großh . Regierung
möge in dieser Richtung etwas thun und sodann auch
die Anstellung eines weiteren katholischen Lehrers für
Geschichte herbeiführen , damit bei diesem die katholischen
Theologen der Auflage des Gesetzes vom Jahre 1880 ,
Vorlesungen aus dem Gebiete der Geschichte zu hören ,
Nachkommen könnten .

Wirklicher Geheimerath I)r . Nokk braucht wohl kaum
erst zu versichern , daß die Großh . Regierung die An¬
schauungen des Herrn Vorredners hinsichtlich der Noth -
wendigkeit einer hingebenden Pflege und Förderung jedes
idealen Strebens vollkommen theile ; wie sie auch gerne
und aus vollster Ueberzeugung heraus Alles , was in
ihren Kräften steht , thue und thun werde , damit diesen

- idealen Studien auch seitens der akademischen Jugend die
Beachtung geschenkt , welche ihnen gebühre ; nur dürfe
man auch die Möglichkeit , welche dem Staate hier zu
einem Eingreifen zustehe, nicht überschätzen. Es stehe ja
außer Frage , daß die großen praktischen Aufgaben , welche
unsere moderne Zeit zur Lösung überkommen habe , zeit¬
weilig das Interesse für Philosophie wie überhaupt für
die nicht exakten Wissenschaften gemindert hätten ; allein
diese Strömung , welcher keine Regierungsgewalt ent¬
gegenwirken könne, sei schon nicht mehr im Zunehmen und
im Aufschwung begriffen ; ein steigendes Interesse für die
Geisteswissenschaften mache sich bereits wieder bemerkbar ;
nach einer dem Redner vorliegenden Uebersicht seien z . B .
in diesem Wintersemester für die Vorlesung Kuno Fischer 's
über christliche Philosophie in Heidelberg 130 Zuhörer
eingeschrieben und auch in Freiburg erfreuten sich die
philosophischen Kollegien eines zahlreichen Besuches . Wenn
das , was in der von dem Herrn Abg . Marbe bezeich -
neten Richtung die Regierung thun könne, der Natur der
Sache nach vorzugsweise in der Darbietung von Vor¬
trägen hervorragender Lehrer bestehen müsse, so gereiche
es Redner zur Genugthnung , daß hierin unsere Univer¬
sitäten keiner anderen nachstehen.

Was die von dem Vorredner hinsichtlich der Besetzung
der theologischen Fakultät der Universität Freiburg ge¬
äußerten Wünsche anlange , so seien dieselben schon jetzt
theilweise erfüllt , theilweise der Erfüllung nahe ; daß mit
der allmähligen Zunahme des theologischen Studiums
auch die Zahl der Lehrer vermehrt werden müsse , ver¬
stehe sich auch für die Großh . Regierung von selbst,
welche auf eine ausreichende Besetzung der theologischen
Lehrstühle um so mehr Werth lege , als sie daran schlecht¬
hin festhalten müsse, daß auch die Studirenden der katho¬
lischen Theologie dem akademischen Studium nicht ent¬
zogen werden . — Hinsichtlich des weiteren Wunsches des
Herrn Abg . Marbe , so möchten immerhin die beiden
gegenwärtig in Freiburg lehrenden Historiker der prote¬
stantischen Kirche angehören — bestimmt wisse Redner
dies nicht — daß aber ihr Glaubensbekenntniß nicht den
geringsten Einfluß auf ihre wissenschaftliche und Lehr -
thätigkeit ausübe , diese vielmehr einzig und allein durch
ihre wissenschaftliche Ueberzeugung bestimmt werde , stehe
für Redner außer Frage . Es stehe ganz selbstverständ¬
lich übrigens auch katholischen Docenten der Geschichte
von der erforderlichen wissenschaftlichen Qualifikation die
Lehrthätigkeit an der Universität offen . Redner könne
nur den Wunsch und die Ueberzeugung aussprechen , daß
auf der Freiburger Universität auch in Zukunft der Geist
freier Forschung und nur die Wahrheit suchender deutscher
Wissenschaft herrsche .

Abg . Kiefer ist der Ueberzeugung , daß den Reden
des Herrn Abg . Marbe von Idealität recht reale Zwecke
zu Grunde liegen ; das zeige sein Wunsch nach Berufung
eines katholischen Historikers nach Freiburg ; denn daß
nach der Meinung des Herrn Marbe nicht sowohl der
Lehrer als das von ihm zu Lehrende katholisch sein solle,
sei unschwer zu errathen ; nicht eine objektiv wissenschaft¬
liche Darstellung der Geschichte wünsche jener Herr , son¬
dern eine solche vom römisch -katholischen Standpunkte
aus , wofür es ja an Vorbildern aus der neuesten Zeit

nicht fehle ; nachdem aber einmal die Wissenschaft aus
den Banden der Konfessionen sich befreit , könnten Be¬
strebungen nach konfessionellen Universitäten nicht mehr
auf ihre Verwirklichung hoffen . Dies schließe nicht aus ,
daß man hinsichtlich der theologischen Fakultäten , die ja
die künftigen Religionsdiener heranzubilden haben , berech¬
tigten Wünschen der Kirche nach Thunlichkeit entgegen¬
komme. Bezüglich des philosophischen Studiums möchte
Redner auf einen eigenthümlichen Vorfall aufmerksam
machen , der ihm vor Kurzem erst bekannt geworden .
Mehreren Volksschullehrern nämlich , welche mit großem
Eifer die philosophischen Vorlesungen eines Freiburger
Docenten hörten , ohne daß ihre Berüfsthätigkeit dadurch
etwa von ihnen vernachlässigt wurde , sei plötzlich auf
Antrag eines höheren Geistlichen von dem Ortsschulrath
der Besuch dieser Vorlesungen untersagt worden . Wenn
sich dies wirklich so verhalte , müsse Redner dringend bit¬
ten , daß die Großh . Regierung ein solches Vorgehen der
Schulbehörde mißbillige und Remedur eintreten lasse, da
solche Uebergriffe in die Privatsphäre des Einzelnen in
einem freien Staate als durchaus unzulässig bezeichnet
werden müßten .

Den bedenklicher! Wünschen des Herrn Abg . Marbe
gegenüber aber müsse nochmals und mit allem Nachdruck
wiederholt werden , daß wir keine konfessionelle Wissen¬
schaft, sondern die wahre freie Wissenschaft besitzen wollen ,
daß wir danken für eine katholische und eine evangelische
Geschichtsdarstellung , wie wir endlich verlangen , daß die
hohen Kulturaufgaben der Wissenschaft vorgetragen werden ,
aber picht dulden können und wollen , daß letztere zur
Dienerin kirchlich- theologischer und kirchlich-politischer
Zwecke herabgewürdigt werde , da ja die Größe unserer
wissenschaftlichen Blüthe eben darauf beruhe , daß die
Wissenschaft frei von allem äußeren Zwange ihrer hohen
Aufgabe der Erforschung der Wahrheit nachgehen könne.
Endlich möchte Redner der Großh . Regierung noch den
Wunsch an 's Herz legen , für eine baldige Besetzung des
Lehrstuhls für Nationalökonomie besorgt zu sein ; wenn
auch diese Disziplin z . Zt . durch einen außerordentlichen
Professor und einen Privatdozenten in trefflicher Weise
vertreten sei , so sei doch im Hinblick auf die hervorra¬
gende Bedeutung und die ungemeine Erweiterung , welche
dieser Wissenszweig in den letzten Jahrzehnten erfahren ,
eine Vermehrung der Lehrkräfte entschieden geboten und
sehr zu bedauern , daß , wie Redner gehört , die Hiewegen
von der Großh . Regierung mit dem Akademischen Senat
gepflogenen Verhandlungen zu keinem Resultat geführt
hätten .

Wirlicher Geheimerath vr . Nokk kann dem Herrn Vor¬
redner die alsbaldige Erfüllung seines eben geäußerten
Wunsches zusichern , daß der Lehrstuhl für Nationalöko¬
nomie wieder besetzt werden solle, sobald das Unterrichts¬
budget genehmigt bezw . das Finanzgesetz erlassen sei .
Wie begründet diese Maßregel in der außerordentlichen
Bedeutung und Ausdehnung , welche jene Wissenschaft in
unseren Tagen gewonnen habe , erscheine , sei bereits von
dem Herrn Vorredner in eben so ausführlicher als zu¬
treffender Weise dargethan worden ; nur darin sei der¬
selbe nicht genau unterrichtet gewesen , daß die wegen
Besetzung dieses Lehrstuhles bereits eingeleiteten Verhand¬
lungen an dem Widerstande des Akademischen Schates
gescheitert seien ; der Abbruch derselben habe vielmehr
seine Ursache darin gehabt , daß die in Aussicht genom¬
mene Persönlichkeit schließlich erklärte , ihre gegenwärtige
Stellung nicht verlassen zu können .

Was den von dem Herrn Vorredner erwähnten Fall
eines angeblichen Verbots an mehrere Volksschullehrer ,
die von ihnen bis dahin gehörten Vorlesungen über Phi¬
losophie weiterhin zu besuchen, anlange , so sei ein wirk¬
liches , striktes Verbot gegen dieselben überhaupt nicht er¬
gangen , sondern lediglich ein wohlgemeinter Rathschlag ,
eine Empfehlung , sich in anderer Weise ihre weitere Aus¬
bildung angelegen sein zu lassen ; die Großh . Regierung
habe sich, nachdem sie von dem Vorfall Kenntniß erhalten ,
nachdrücklich dahin ausgesprochen , daß in einem Falle ,
wie der hier in Frage stehende, ein wirkliches Verbot des
ferneren Besuches jener Vorlesungen , weil es einen Ein¬
griff in die Privatrechtssphäre enthalte , nur dann als
zulässig erachtet werden könnte , wenn thatsächlich die be¬
treffenden Lehrer über dem Besuch jener Vorlesungen
ihre Berufspflichten vernachlässigt haben würden , daß
Redner persönlich kein Freund davon sei , wenn der Staat
sich ohne zwingende Gründe in die Privatsvhärc des Ein¬
zelnen einmische, und daß er etwaigen Versuchen nach
dieser Richtung nicht die Hand bieten werde , davon dürfe
das Hohe Haus sich überzeugt halten .

Der Berichterstatter möchte in dieser seiner Eigen¬
schaft einige generelle Bemerkungen sich erlauben ; die
Kommission sei einstimmig der Ansicht gewesen, daß man
mit den jetzt wieder bewilligten Summen an der Grenze
des Möglichen angelangt sei sowohl im ordentlichen als
im außerordentlichen Etat ; insbesondere auch der Uni¬
versität Freiburg sei das ihr zu Gewährende nicht mit
knapper Hand zugemessen worden ; Redner hoffe , daß
hierin auch die Großh . Regierung mit der Kommission
einig gehe, wenngleich der Herr Minister heute nicht wie
sonst der Kommission seinen Dank für die bewiesene
Opferwilligkeit ausgesprochen . (Heiterkeit .) Wenn die
Kommission im Wesentlichen alle zum Theil recht erheb¬
lich gesteigerten Forderungen der Regierung bewilligt
habe , so sei sie hierbei von der ernst gemeinten Voraus¬
setzung ausgegangen , daß nach den für die Erhaltung
unserer Hochschulen auf der Höhe der ihnen gestellten
Aufgaben gemachten ungewöhnlich großen Leistungen die
Periode der Neubauten als abgeschlossen zu betrachten
sei und daß eine weitere Erhöhung des ordentlichen Etats
in den nächsten Jahren nicht eintreten , sowie nunmehr
auch eine erhebliche Minderung der außerordentlichen
Ausgaben eintreten werde .

- Wenn der Abg . Marbe mit schwungvollen Worten für
die Pflege des Idealen eingetreten sei , so werde diese
Meinung gewiß vom ganzen Hause getheilt , dafür sei
der beste Beweis gerade das Entgegenkommen , das die
Kommission den Anforderungen der Regierung gegenüber
bewiesen ; im Einzelnen wünschte auch Redner , daß von
den Studirenden den humanistischen Wissenschaften mehr
Interesse gezeigt würde , speziell auch der Philosophie ,
wenn diese nur keine scholastische und die Freiheit der
Lernenden beeinträchtigende ist. Daß die Neigung für
diese Geisteswissenschaften in unseren Tagen zurückge¬
gangen , sei ja richtig , und es hänge dieser Rückgang
innig zusammen mit dem ungeahnten Aufschwung , welchen
die exakten Wissenschaften genommen ; wenn man aber
auch der materialistischen Richtung der modernen Philo¬
sophie, welche ja vielfach gerade von jenen Errungen¬
schaften der Naturwissenschaft ihren Ausgangspunkt
nehme , mit Recht entgegentrete und ihre Lehren beklagen
möge , so dürfe man auf der anderen Seite auch nicht
vergessen , daß keine andere Zeit gleich großartige Ver¬
wirklichungen humanitärer , wahrhaft christlicher Ideen
aufweise , wie die unselige . (Lebhafter Beifall .)

Wenn der Abg . Marbe die Berufung eiues katholi¬
schen Historikers nach Freiburg gewünscht , so habe der¬
selbe damit wohl der Darstellung einer katholischen Ge¬
schichtsforschung das Wort reden wollen , da es ihm ja
auf die Konfession des betreffenden Proseffors nicht an¬
kommen könne ; wenn solche Wünsche die Erfolge des
Janssen '

schen Werkes seien, so könne Redner letztere nicht
eben als große bezeichnen ; mit aller Entschiedenheit müsse
aber gerade in diesem Hause dagegen Front gemacht
werden , daß die Berufung unserer Universitätsprofessoreil
von irgend welchen anderen Rücksichten abhängig ge
macht werde , als einzig und allein von ihrer wissenschaft¬
lichen Tüchtigkeit und Befähigung . — Einen Wunsch
möchte aber Redner zum Schluffe noch äußern , daß näm¬
lich die Großh . Regierung nachdrücklich dahin wirke , daß
der späte Anfang und der frühe Schluß der Semester
und damit zusammenhängend die Nichtvollendung des
Pensums der einzelnen Kollegien nicht zu einer festen
Gewohnheit werde ; Redner hofft, daß auch die akademi¬
schen Lehrkörper selbst bereit sein werden , das Ihrige zu
thun , um diesem Uebelstand abzuhelfen .

Wirklicher Geheimerath Or . Nokk kann nur bedauern ,
wenn der Herr Berichterstatter die Meinung sich gebildet
hat , die Großh . Regierung fühle sich der verehrlichen
Kommission für ihr bereitwilliges Entgegenkommen den
an sie gestellten Anforderungen gegenüber in minderem Maße
als früher zu Dank verpflichtet ; den Gefühlen seiner wärm¬
sten und aufrichtigsten Dankbarkeit Ausdruck zu geben , habe
Redner sich für die Berathung des außerordentlichen Etats ,
wo ja die Opferwilligkeit der Kommission ihre schönste
Bethätigung gesunden , Vorbehalten wollen : um so lieber
verleihe er aber jetzt schon seiner Dankbarkeit Worte , als
es seine feste Ueberzeugung sei , es bilde einen der schönsten
Ruhmestitel der badischen Volksvertretung , daß sie von
jeher eine so richtige Würdigung und so weit gehende
Rücksichtnahme und Förderung der idealen Bestrebungen
der Wissenschaft gezeigt und in richtiger Erkenntniß des
unschätzbaren Werthes , den die unablässige Arbeit der
Gelehrten auf den Kulturfortschritt unseres ganzen Vol¬
kes hat , gerne jedes Opfer gebracht habe , um unsere
Hochschulen auf der Höhe der ihnen gestellten Aufgaben
zu erhalten . Aber diese weitgehende Förderung der
Wissenschaft habe , hierauf dürfe an dieser Stelle auch
hingewiesen werden , wenn sie auch zunächst idealen Zwecken
zu Theil geworden , unmittelbar auch schätzenswerthe ma¬
terielle Vortheile und Erfolge für unsere Universitäts¬
städte und weiterhin auch für das ganze Land im Ge¬
folge gehabt ; Redner verweise in dieser Hinsicht nur auf
die ungeahnte Zunahme in der Frequenz der Freiburger
Hochschule von 220 Studirenden im Jahre 1870 sei die¬
selbe auf l404 im Jahre 1886 gestiegen , während gleich¬
zeitig die Zahl der akademischen Lehrer von 47 ans 83
Personen angewachsen sei.

Was den von dem Herrn Vorredner zuletzt geäußerten
Wunsch anlange , so müsse Redner betonen , daß , so be¬
gründet die gemachten Ausstellungen in einzelnen Fällen
sein möchten , doch von Seiten des akademischen Lehr¬
körpers Alles geschehe, um einen rechtzeitigen Beginn des
Semesters zu sichern ; dem entspreche aber auch der Er¬
folg , da das Wintersemester zwar nicht , wie der Herr
Abg . Fieser gewünscht , mit dem 15 . Oktober begonnen
werde , in der Regel aber doch mit dem 20 . bis 21 . Ok¬
tober die Vorlesungen im Gange seien ; ebenso sei es auch
durchaus die Regel , daß die Kollegien wirklich beendigt
werden ; daneben gebe es freilich auch einige , welche ein
so ausgedehntes Wissensgebiet umfassen , daß es dem
Docenten , überwältigt von der Größe seines Stoffes ,
unmöglich würde , die Darstellung desselben in dem
kurzen Zeitraum eines Semesters bis zum Ende zu
führen ; sodann müsse den an sich gewiß gerechtfertigten
Wünschen des Herrn Berichterstatters gegenüber auch
darauf hingewiesen werden , wie es nicht ausschließlich
Aufgabe der akademischen Lehrthätigkeit sei , bestimmte
einzelne Themata in einem gewissen Zeitraum vollständig
zu absolviren ; es sei gewiß auch sehr förderlich , die Stu¬
direnden in die einzelnen Wissenschaften einzuführen , ihnen
das Verständniß für dieselben zu eröffnen und sie mit
der Methode des wissenschaftlichen Denkens und Forschens
bekannt zu machen . Endlich dürfe auch nicht unerwähnt
bleiben , daß der richtige Anfang des Semesters und die

vollständige Beendigung der Kollegien nicht zum kleinsten
Theile abhängig sei von dem rechtzeitigen Erscheinen und
dem Fleiß und der Ausdauer der Studirenden selbst,
zwei Momente , welche der Einwirkung der Regierung
nicht durchaus zugänglich seien . (Schluß folgt .)
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